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était traitée sur le seul plan des principes généraux du droit des gens, la Suisse ne saurait guère 
faire opposition à une résolution raisonnable de l’Assemblée. Le fait est que nous réprouvons 
et devons réprouver tout bombardement des populations civiles effectué en dehors de tout 
objectif militaire. Sur ce point, il n ’est personne, ce nous semble, qui puisse différer d ’avis. Au 
cas toutefois où la discussion prendrait une allure nettement politique et où la résolution qui en 
traduirait les résultats serait trop nettement dirigée contre un pays déterminé, il nous resterait 
toujours la possibilité de nous abstenir. Ce serait conforme à notre politique de neutralité. 
Cf. aussi N ° 361.
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Le Conseil fédéral au Conseil d ’Etat de Bâle-Ville1
Copie
L Bern, 2. September 1938

Getreue, liebe Eidgenossen!
Wie der Bundesrat aus Zeitungsmeldungen entnommen hat, sind in Basel in 

letzter Zeit zwei Gesetzesinitiativen nach kantonalem Recht zur Unterzeich­
nung aufgelegt und bereits der Staatskanzlei eingereicht worden. Die eine rich­
tet sich gegen die nationalsozialistischen, von Ausländern gebildeten sowie 
gegen verwandte Organisationen; diese sollen als staatsgefährlich erklärt und 
im Gebiet des Kantons Basel-Stadt verboten werden, ebenso die Herstellung, 
die Einfuhr und der Vertrieb der Presseerzeugnisse der N .S .D .A .P . Die 
andere, allgemeiner gefasste Initiative will alle nationalsozialistischen oder fas- 
cistischen Organisationen, unter besonderer Nennung bestimmter Vereinigun­
gen, sowie jede Propaganda dieser Art verbieten und W iderhandlungen mit 
schweren Strafen treffen.

Der Bundesrat hat sich mit der Frage befasst, wie diese Initiativen sich zum 
Bundesrecht verhalten. Die Frage allerdings, ob sie, das Zustandekommen der 
vorgeschlagenen Gesetze vorausgesetzt, einen unzulässigen Eingriff in die von 
der Bundesverfassung garantierte Vereinsfreiheit und Pressefreiheit enthalten, 
ist von uns nicht zu untersuchen; das wäre gegebenenfalls Sache des Bundesge­
richts auf staatsrechtliche Beschwerde hin. Dagegen haben wir mit Beunruhi­
gung festgestellt, dass die erstgenannte Initiative auf ein der Bundesgewalt vor­
behaltenes Gebiet übergreift. Sie beschränkt sich nicht auf Massnahmen gegen 
einen Missbrauch der Vereins- und Pressefreiheit, sondern sie bezweckt eine 
zudem einseitig gerichtete Abwehr einer ausländischen Gefährdung unserer 
demokratischen Einrichtungen. Sollte aber eine solche Gefahr bestehen, so 
berührt sie das ganze Land und nicht nur einen Kanton. M assnahmen zum 
Schutze der äussern Sicherheit des Landes fallen in die Zuständigkeit des Bun­
des (Art. 85 Z .6, 102 Z .8 und 9 BV)2. Ein Verbot ausländischer Organisatio-

1. Cette lettre est signée: Im Namen des Bundesrates, der Bundespräsident, Baumann, der 
Bundeskanzler, G. Bovet.
2. Cf. RO, 1876, vol. 1, pp. 25, 29.
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nen in der Schweiz trifft unvermeidlich die Beziehungen zum Ausland selbst, es 
ist eine Frage der internationalen Politik und berührt die völkerrechtliche Stel­
lung des Landes. Für diese tragen aber die Bundesbehörden, und nur sie, die 
Verantwortung. Demgemäss muss der Bundesrat auch die ausschliessliche 
Kompetenz beanspruchen, die im Interesse des gesamten Landes erforderli­
chen Massnahmen zu treffen oder den gesetzgebenden Behörden vorzuschla­
gen. Ein gesondertes und einseitiges Vorgehen der Kantone auf diesem Gebiet 
müsste zu unerträglichen Zuständen führen. Die Einfuhr von Presseerzeugnis­
sen über die Grenze kann ohnehin wirksam nur durch die Organe des Bundes 
kontrolliert werden.

Die Bundesbehörden sind denn auch in der Abwehr unerwünschter Einflüsse 
von aussen nicht untätig geblieben. Wir verweisen auf den Bundesbeschluss 
vom 21. Juni 1935 betr. den Schutz der Sicherheit der Eidgenossenschaft (das 
sog. Spitzelgesetz)3, das Bundesgesetz vom 8. Oktober 1936 betr. Angriffe auf 
die Unabhängigkeit der Eidgenossenschaft4, die Beschlüsse des Bundesrates 
vom 1. Februar 1932 und 12. Mai 1933 über das Verbot von U niform en5, die 
Richtlinien des Justiz- und Polizeidepartements vom 26. September 1935 betr. 
politische Vereinigungen von Ausländern in der Schweiz6, den Bundesrats­
beschluss vom 3. November 1936 betr. Teilnahme ausländischer Redner an 
politischen Versammlungen7 und schliesslich auf den Bundesratsbeschluss 
vom 27. Mai 1938 betr. Massnahmen gegen staatsgefährliches Propaganda­
m aterial8. Diese Massnahmen dürften zur Zeit hinreichende Möglichkeiten 
bieten, die vom Ausland her drohenden Gefahr abzuwenden. Im Falle der Not 
kann und wird der Bundesrat jederzeit weitere Schritte tun.

Aus diesen Gründen sehen wir uns genötigt, Einspruch zu erheben gegen den 
Erlass eines kantonalen Gesetzes, wie die gegen die ausländischen Organisatio­
nen gerichtete Initiative es sich zum Ziel setzt. Im Erlass dieses Gesetzes müss­
ten wir einen Verstoss gegen die verfassungsmässige Ausscheidung der Kompe­
tenzen zwischen Bund und Kantonen erblicken. Wir ersuchen den Regierungs­
rat, von diesem Einspruch dem Grossen Rat Kenntnis geben und das Nötige 
veranlassen zu wollen, damit die Verwirklichung der Initiative unterbleibt.

Der zweiten Initiative kommt insofern ein anderer Charakter zu, als sie sich 
allgemein gegen die nationalsozialistischen und fascistischen Organisationen 
richtet. Es kann aber kein Zweifel darüber bestehen, dass sie mit dieser 
Umschreibung auch Vereinigungen von Ausländern trifft. Insofern gelten also 
für sie die nämlichen Erwägungen wie für die erste Initiative; sie erweist sich in 
diesem Umfang ebenfalls als bundesrechtswidrig. Den zuständigen kantonalen 
Instanzen müssen wir es überlassen, auf Grund des kantonalen Rechts die 
Konsequenzen aus dieser Sachlage zu ziehen.

3 . Cf. RO, 1935, vol. 51, p . 495.
4. Cf. RO, 1937, vol. 53, p . 37.
5. C f  RO, 1932, vol. 48, p. 57 et 1933, vol. 49, p . 315.
6 . Cf. FF, 1935, vol. 2, p. 457.
7 . Cf. RO, 1936, vol. 52, p . 845.
8 . C f  N ° 240, note 14.
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Wir gewärtigen gerne Ihre Mitteilung über die Folge, die unserem Einspruch 
gegeben wird und benützen auch diesen Anlass, um Sie, getreue, liebe Eidge­
nossen, samt uns in Gottes Machtschutz zu em pfehlen9.

9. Pour la réponse du Conseil d ’Etat de Bâle-Ville, cf. N ° 375.
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Notice du Chef de la Division de Police du Département de 
Justice et Police, H. Rothmund

Copie Bern, 2. September 1938

N O T I Z
Ü B E R  D I E  B E S P R E C H U N G  M I T  D E M  D E U T S C H E N  G E S A N D T E N  

A M  2. S E P T E M B E R ,  11 U H R  30

Herr Minister Koecher spricht vor mit einer längeren schriftlichen Instruk­
tion aus Berlin. Er gibt mir diese teilweise wörtlich bekannt. Sie enthält noch­
mals den Vorschlag, den das Auswärtige Amt in seiner Note vom 29. A ugust1 
bereits wiederholt hat. Herr Koecher hat den Auftrag, hervorzuheben, welche 
Anstrengungen sich die deutsche Regierung gegeben habe, um einerseits die 
Zuschiebungen von Flüchtlingen durch deutsche Grenzorgane zu verhüten und 
anderseits Anordnungen zu treffen, die es der Schweiz erlauben sollten, eine 
Einreisekontrolle über die Emigranten zu haben, ohne dass das Visum auf dem 
deutschen Pass eingeführt werden muss. Ich lege ihm die technischen Gründe 
noch einmal dar, die den deutschen Vorschlag als ungenügend erscheinen las­
sen, weil er uns nicht ermöglichen würde, eine lückenlose Kontrolle über die 
Einreise von Emigranten zu haben. Ich insistiere ganz besonders darauf, dass 
wir ohne diese nicht auskommen können. Der neuerlichen Betonung Herrn 
Koechers gegenüber, dass Deutschland nicht wünsche, dass diese Flüchtlinge 
nach der Schweiz gehen, erkläre ich ihm, dass man dann doch in Berlin ver­
stehen müsse, dass wir nicht ohne ein lückenloses Kontrollsystem auskommen 
könnten. Ich setze ihm die Lage auseinander, in der wir uns heute befinden, 
und weise ganz besonders auf die grossen Schwierigkeiten hin, die wir haben 
werden, um die bereits in der Schweiz sich befindenden -  zum Teil mit M itwir­
kung der deutschen Behörden eingereisten -  mittellosen Flüchtlinge loszuwer­
den. Ich betone auch, dass wir uns stets bemüht haben, nicht verjudet zu wer­
den und dass wir es auch in Zukunft unter keinen Umständen werden wollen; 
man sollte doch Verständnis haben dafür in Berlin.

Was den deutschen Vorschlag anbetrifft, weise ich ihn namentlich auf zwei 
Punkte hin: Erstens könnte kein Mensch in Deutschland verhindern, dass die

l. Cf. N ° 368.
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